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Ist bei der 

Geschäftsreise 

alles Arbeitszeit? 
 
Die Geschäftsreise ist an 

und für sich Arbeitszeit, 

wobei Zeiten, die der Mit-
arbeiter zu seiner freien 
Verfügung hat, abzuziehen 
sind. 

So ist also die im Zug und 
Flugzeug verbrachte Rei-
sezeit zu Kunden als Ar-
beitszeit zu entschädigen. 

Hingegen sind die üblichen 
ein- bis mehrstündigen 
Wartezeiten eines Car-
chauffeurs zwischen zwei 
Fahrten weder als Arbeits- 
noch als Präsenzzeit zu 
entschädigen. 

Weiterbildungen, die vom 
Arbeitgeber angeordnet 
werden oder gesetzlich für 
die auszufüllende Funktion 
vorgeschrieben sind, zäh-
len als Arbeitszeit; es sind 
allerdings abweichende 
Vereinbarungen möglich, 
insbesondere in Bezug auf 
die Frage der Entlohnung. 

Es ist sinnvoll, im Arbeits-
vertrag zu regeln, in wel-
chem Umfang Geschäfts-
reisen als Arbeitszeit an-
gerechnet werden. � 

 

 

 

 

 

 

 

Reaktionsfrist bei 

fristloser 
Kündigung 
 
Fristlose Kündigungen 
spricht der Arbeitgeber nur 
aus, wenn äusserst wichti-
ge Gründe vorliegen. Oft 
sind dies Vertrags- oder 
Gesetzesverstösse des 
Mitarbeitenden. Stösst der 
Arbeitgeber auf solche 
Verstösse, so legt das 
Bundesgericht fest, dass 
der Arbeitgeber innerhalb 
von zwei bis drei Tagen 
die Kündigung ausspre-
chen muss. Längere Fris-
ten akzeptiert das Gericht 
nur, wenn es aufgrund des 
Wirtschaftslebens ange-
bracht erscheint oder 
wenn der Entschluss noch 
von einem Gremium wie 
dem Verwaltungsrat abge-
segnet werden muss. 

In einem Fall, wo die 
Rückkehr des Mitarbeiters 
von einer Geschäftsreise 
abgewartet wurde, be-
trachtete das Gericht so-
gar eine Frist von zehn 
Tagen als rechtzeitig.  

Empfehlung: Einfach zu-
warten, bis zum Beispiel 
ein Strafverfahren abge-
schlossen ist, führt zu ei-
ner verspäteten Entlas-
sung. Im Zweifelsfall ist 
der Mitarbeiter solange 
von der Arbeit freizustel-
len, bis die Abklärungen 
abgeschlossen sind. 
(Quelle: BGE 4A_431/ 

2014 vom 27.10.14 und 

BGE 4A_454//2007) � 

Verwaltungsräte 

haften bei der Ge-
währung von unge-

sicherten Darlehen  
 
Das Bundesgericht schütz-
te eine Klage gegen einen 
Verwaltungsrat, der zwei 
Darlehen an ein anderes 
Unternehmen gewährte, 
ohne Sicherheiten dafür zu 
verlangen. In der Folge 
ging das Unternehmen des 
Verwaltungsrats Konkurs 
und konnte seine eigenen 
Darlehen nicht mehr zu-
rückzahlen. 
 
Daraufhin klagte der Dar-
lehensgeber gegen den 
Verwaltungsrat aus Ver-
antwortlichkeit, weil dieser 
in dem Zeitpunkt, als die 
Rückzahlung des Darle-
hens fällig wurde, gerade 
diese zwei ungesicherten 
Darlehen gewährte. 
 
Das Bundesgericht schütz-
te die Klage, weil die Ge-
währung eines ungesicher-
ten Darlehens nicht im In-
teresse des Unternehmens 
lag und bejahte deshalb 
die Haftung des Verwal-
tungsrates. (Quelle BGE 

4A_15/2013 vom 11. Juli 

2013) � 
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Muss eine Nonpro-
fit-Organisation 

Mehrwertsteuer be-
zahlen?  
 
Das Bundesgericht hat 
entschieden, dass auch 
eine überwiegend durch 

Spenden finanzierte Non-
profit-Organisation unter-
nehmerisch tätig sein 
kann. 

Das Gericht betonte, dass 
der mehrwertsteuerrecht-
liche Begriff der unterneh-
merischen Tätigkeit losge-
löst von Gewinnstreben 
und allfälligen einkom-
mens- oder gewinnsteuer-
rechtlichen Überlegungen 
verstanden werden muss. 
Auch gemeinnützige oder 
andere nicht gewinnstre-
bige Institutionen können 
ganz oder teilweise unter-
nehmerisch tätig und da-
mit mehrwertsteuer-

pflichtig sein und somit 
auch Vorsteuerguthaben 
geltend machen. Bedin-
gung ist dabei das Vorhan-
densein einer unterneh-
merischen Tätigkeit, un-
abhängig von deren Finan-
zierung und der Herkunft 
der verwendeten Mittel.  

Bisher wurde die soge-
nannte 25/75-Prozent-

Regel angewendet, die 
besagte, dass Einrichtun-
gen keine Mehrwertsteu-
ersubjekte sein konnten, 
wenn sie ihre Tätigkeit zu 
mehr als 75% aus Nicht-
Entgelten finanzierten. 
Das Bundesgericht erteilte 
dieser langjährigen Praxis 
eine generelle Absage. 
Neu gilt folgendes: 

• Eine gemeinnützige 
Organisation mit un-
ternehmerischer Tä-
tigkeit wird obligato-
risch MwSt-pflichtig 
bei Überschreiten der 
Umsatzgrenze von 

150'000 Franken. Bei 
Unterschreitung dieser 
Grenze ist ein freiwilli-
ger Eintrag im MWST-
Register möglich. 

• Die MWST –Registrie-
rung sichert den Vor-
steuerabzug. 

• Mit einer rückwirken-
den Eintragung auf 
den 1. Januar 2010 
können Vorteile ge-
nutzt werden, sofern 
bisher nach Verwal-
tungspraxis eine 
Steuerpflicht verneint 
wurde. 

(Quelle: BGE 2C_781/ 

2014 vom 19.4.15) � 

 
 
 

 

Neues EU-

Datenschutzrecht 
betrifft auch 

Schweizer 
Unternehmen 
 
IT-Projekte und Be-
triebsabläufe, die die Be-
arbeitung von Kunden- 
und Mitarbeiterdaten zum 
Inhalt haben, müssen da-
tenschutzkonform betrie-
ben werden, so will es das 
schweizerische Daten-
schutzrecht. Auch sind 
zahlreiche Unternehmen 
verpflichtet, ein Datenbe-
arbeitungs-Reglement zu 
haben, das sämtliche Ab-
läufe und Kontrollen der 
Datenverarbeitung doku-
mentiert.  

Bisher waren die Sanktio-
nen und Bussen gering, oft 
ging es mehr um die Ver-
hinderung eines Reputati-
onsschadens als um das 
Einhalten des Gesetzes.  

Neu drohen horrende Bus-
sen, da die kommende Eu-
ropäische Datenschutzver-
ordnung auch Schweizer 

Unternehmen betrifft. 
Denn die EU-Verordnung 
gilt für alle Firmen, die mit 
der EU Handel betreiben 
oder mit Unternehmen in 
Europa Personendaten 
austauschen.  

Die Bussen für Daten-
schutzverletzungen kön-
nen sich bis auf 5% des 
weltweiten Umsatzes oder 
bis zu 100 Millionen Euro 
belaufen. Jede Person, die 
wegen einer Daten-
schutzverletzung Schaden 
erlitten hat, kann vom 
verantwortlichen Un-
ternehmen Schadenersatz 
verlangen.  

Fazit: Unternehmen, die 
in der Schweiz Daten von 
europäischen Kunden be-
arbeiten, müssen in Zu-
kunft nebst dem schweize-
rischen Datenschutzrecht 
auch die kommende EU-
Datenschutzverordnung 
einhalten.� 
 
 

 

 

Nachträgliche Bil-

dung von Steuer-
rückstellungen 

möglich 
 
Juristische Personen kön-
nen ihre Steuern von ih-
rem Gewinn abziehen. 
Aufgrund des Periodizitäts-
prinzips müssen Unter-
nehmen ihren Steuerauf-
wand in demjenigen Ge-
schäftsjahr in Abzug brin-
gen, in dem die Steuer-
schuld entstanden ist. Das 
bedeutet, dass das Unter-
nehmen für noch nicht be-
zahlte, aber voraussicht-
lich geschuldete Steuern 
eine Rückstellung bildet. 

Im Rahmen von Buchprü-
fungen werden regelmäs-
sig von Steuerbehörden 
übersetzte Abschreibun-



gen oder verdeckte Ge-
winnausschüttungen auf-
gerechnet, die so den Un-
ternehmensgewinn erhö-
hen. Solche Gewinnauf-
rechnungen sind nicht vor-
hersehbar und haben Ein-
fluss auf die geschuldete 
Steuer.  

Das Bundesgericht ist in 
einem Urteil zum Schluss 
gekommen, dass die 
Rückstellungen bei jeder 
Aufrechnung zu erhöhen 
sind. Es hat auch ent-
schieden, dass es unwich-
tig ist, aus welchen Grün-
den die Steuerrückstellung 
nicht ausreichend gewesen 
sei. Deshalb sei eine nach-
trägliche Bildung von 
Steuerrückstellungen 
möglich. (Quelle: BGE 

2C_1218/2013 vom 19.12. 

2014) � 
 
 
 
 

Kranke Kinder: wie 

viele freie Tage 
stehen dem Mitar-

beiter zu? 
 
Ein Mitarbeiter mit Fami-
lienpflichten hat gemäss 
Arbeitsgesetz das Recht, 
seine kranken Kinder ge-
gen Vorlage eines Arbeits-
zeugnisses bis zu drei Ta-
ge zu betreuen. Der An-
spruch auf drei Tage be-
zieht sich auf den Krank-

heitsfall und nicht auf das 
Kalenderjahr.  

Bei aussergewöhnlichen 
Umständen wie zum Bei-
spiel ein Spitalaufenthalt 
des Kindes sind auch mehr 
freie Tage zu gewähren. 

Die Lohnfortzahlung be-
ginnt am 1. Tag und gilt 
als unverschuldete Verhin-
derung der Arbeitsleistung 
wie wenn der Arbeitneh-
mer selber krank wäre. � 
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